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Steuervermeidung von Konzernen
Am 8. Dezember 2012 besetzten Aktivistinnen 
und Aktivisten in London Filialen der Café-Ket-
te Starbucks. Der Vorwurf: der US-Konzern habe 
massiv Steuern in Großbritannien vermieden. 
Starbucks befindet sich damit in „guter“ Gesell-
schaft. Über die niedrige Steuerlast vieler trans-
nationaler Konzerne (TNK) wird zurzeit heftig dis-
kutiert. Das Netzwerk Steuergerechtigkeit hat 
dieses Problem insbesondere für die Länder des 
globalen Südens schon seit Langem hervorgeho-
ben. Direkt nach der Finanzkrise hatte sich auch 
die internationale Politik dem Kampf gegen Steu-
erflucht und Steueroasen verschrieben. In jüngs-
ter Zeit – auch nachdem in den Medien vermehrt 
über die Steuervermeidungspraktiken von Kon-
zernen berichtet wurde – wird im Bereich Unter-
nehmensbesteuerung ernst gemacht. Die Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) hat Mitte Juli 2013 für die 
G20 einen Aktionsplan vorgelegt,1 der beim G20-
Gipfel in Sankt Petersburg am 5./6. September 
endgültig verabschiedet werden soll. Allerdings 
könnten sich diese Pläne leicht als heiße Luft er-
weisen. Nicht zuletzt die angespannte Haushalts-
lage vieler Staaten macht jedoch ein Nachdenken 
darüber nötig, wie zusätzliche Staatseinnahmen 
zu generieren sind und wie Konzerne ihren ge-
rechten Anteil dazu leisten können. Hier seien 
einige der Grundprobleme einer gerechten Un-
ternehmensbesteuerung erläutert und die wich-
tigsten Lösungsvorschläge vorgestellt.

1) Unternehmenssteuern, 
Globalisierung und Steueroasen 

Unternehmensbesteuerung ist grundsätzlich ein 
schwieriges Unterfangen. Zwar ist weitgehend 
unbestritten, dass Unternehmen Steuern zahlen 
sollen. Doch die Bestimmung der Basis für die 
Besteuerung sowie der richtigen Steuersätze ist 
in der Praxis eine anspruchsvolle Angelegenheit. 
Dies stellt schon die Verwaltungen in reichen 
Staaten vor Herausforderungen, ist aber in armen 
Ländern umso gravierender.

Die Schwierigkeiten werden verstärkt durch die 
globale Verflechtung der Wirtschaft. Sobald ein 
Konzern über eine Tochterfirma im Ausland aktiv 
ist, stellt sich die Frage, wo die Gewinne der Toch-
terfirma zu versteuern sind: im Herkunftsland des 
Mutterkonzerns oder dort, wo die Tochterfirma 
aktiv ist? Wie kann ein Land überhaupt noch be-
stimmen, welche Gewinne ihm für die Besteu-
erung zustehen? Auf diese Fragen gibt es keine 
perfekte Antwort, schon weil alle Staaten versu-
chen, ihre Steuerbasis zu verteidigen. 

Staaten werden in einer globalisierten Wirtschaft 
scheinbar dazu gedrängt, Konzernen eine güns-
tige Besteuerung anzubieten, damit diese sich 
ansiedeln und investieren. Auch wenn einige be-
haupten, dass dieser „Steuer-Wettbewerb nach 
unten“ ein Mittel gegen eine übermäßige Unter-
nehmensbesteuerung ist, führt er letztlich zur 
Erosion der Steuerbasis. Um soziale Grunddiens-
te, z.B. für Bildung und Gesundheit, und andere 
Staatsaufgaben ausreichend zu finanzieren, müs-
sen zum Ausgleich entweder Steuern auf Arbeits-
einkommen und Konsum erhöht, oder aber ande-
re staatliche Leistungen gekürzt werden.

Einige Staaten bieten Unternehmen günstige Be-
steuerung an, ohne dass es entsprechende öko-
nomische Aktivitäten in dem Staat gibt. Meist ist 
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dann die Rede von „Steueroasen“. Zwar gestehen 
selbst Kritiker von Steueroasen zu, dass es „keine 
universal akzeptierte Definition von Steueroasen” 
gebe.2 Doch es gibt Elemente und Praktiken, die 
eine Steueroase in der Regel ausmachen:

1. sehr niedrige oder keine Steuern für be-
stimmte Anlagen oder Einnahmen (z.B. Li-
zenzgebühren oder Dividenden); 

2. geringe Auflagen für Gründung und Be-
trieb von Unternehmen, Stiftungen und 
Trusts (z.B. kein Eigenkapital); 

3. hohe Geheimhaltung (z.B. unzureichende 
Unternehmensregister oder Bankgeheimnis). 

Eine Steueroase muss nicht notwendig alle drei 
Kriterien erfüllen. Bei der Steuervermeidung von 
Konzernen bspw. spielt Geheimhaltung oft keine 
zentrale Rolle.

Der Begriff „Steueroase“ ist etwas irreführend. 
Es handelt sich nicht ausschließlich um Insel-Pa-
radiese. Auch Industrieländer bieten Konzernen 
steuerliche Vorteile, zum Beispiel einige US-Bun-
desstaaten wie Delaware und EU-Staaten wie die 
Niederlande oder Irland. Dazu gehört auch Groß-
britannien, das über ein „Spinnennetz“ von Steu-
eroasen (sog. Offshore-Zentren) verfügt, die trotz 
einer gewissen Unabhängigkeit praktisch zum 
Vereinigten Königreich gehören.3 Hierzu zählen 
die sogenannten Überseegebiete wie die Kaima-
ninseln oder die Bermudas und die sogenannten 
Kronbesitzungen wie Jersey. 

Steueroasen untergraben die Gestaltungsmög-
lichkeiten von Staaten und damit demokratische 
Strukturen und machen gerechte Wirtschaftssys-
teme unmöglich. Sie bieten transnationalen Kon-
zernen Möglichkeiten zur Steuerhinterziehung 
und -vermeidung, die kleinere nationale Unter-
nehmen nicht haben. Und den Staaten gehen Ein-
nahmen verloren. Viele Länder des globalen Sü-
dens stehen diesem Problem besonders hilflos 
gegenüber, weil ihre Steuerverwaltungen nicht 
über die nötige Ausstattung verfügen, Aktivitäten 
von Konzernen angemessen zu besteuern. Steu-
ervermeidung von Konzernen mag oft legal sein 
– legitim ist sie deswegen keineswegs.

2) Wie transnationale Konzerne Steuern 
vermeiden

a) Wie groß ist das Problem?

Die Steuervermeidung von Konzernen und der 
damit verbundene Steuerverlust sind schwer zu 
beziffern. Die Grenzen zwischen legaler Steuer-
gestaltung, aggressiver Steuervermeidung und 
illegaler Steuerhinterziehung sind fließend. Die 
Intransparenz der Konzerne tut ihr Übriges. Von 
daher muss jede – besonders jede globale – Zahl 
mit Vorsicht genossen werden.

Unbestritten ist, dass sich die Steuersätze für Un-
ternehmen in den OECD-Staaten während der 
letzten Jahrzehnte stark verringert haben. So sank 
der durchschnittliche Unternehmenssteuersatz in 
der EU-15 von durchschnittlich 38 auf 29 Prozent 
von 1997 bis 2007.4 Durch eine Verbreiterung der 
Steuerbasis, also durch mehr besteuerten Ge-
winn, sind die Steuereinnahmen nicht immer und 
jedenfalls nicht in gleichem Maße wie die Steuer-
sätze eingebrochen.5 Doch bleibt selbst dann im 
Sinne einer globalen Steuergerechtigkeit die Fra-
ge, welche Unternehmen genau Steuern bezah-
len und ob es bestimmte Unternehmen schaffen, 
besonders viele Steuern zu vermeiden. 

In den USA wurde der jährliche Verlust an Steu-
ern durch Steuervermeidung von transnationalen 
Konzernen auf mindestens 37 Milliarden US-Dol-
lar geschätzt.6 In Deutschland, wo die Datenlage 
besonders schlecht ist, wurde eine Gewinnlücke 
zwischen den Steuerbilanzen der Konzerne und 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung fest-
gestellt, die von 60 Milliarden7 bis 90 Milliarden 
Euro8 jährlich reicht.  Das kommt einem Steuer-
verlust von 15-30 Milliarden Euro gleich. Zwar 
werden solche und ähnliche Berechnungen von 
einigen Forschern kritisiert, aber selbst diese stel-
len fest: „Unter multinationalen Unternehmen 
haben diejenigen die niedrigste Steuerrate, die zu 
multinationalen Gruppen mit einer Steueroasen-
verbindung gehören.“ 9

Auch für die Länder des globalen Südens wurden 
die Zusammenhänge zwischen Steuerzahlungen 
und TNK untersucht. Eine Studie der britischen 
Organisation Christian Aid kommt zu dem Schluss, 
dass TNK in Indien mit Verbindungen in Steueroa-
sen durchschnittlich 1,5 Prozent weniger Profite 
angeben und 30,3 Prozent weniger Steuern pro 
Gewinneinheit bezahlen.10 Die konkreten Prak-
tiken der Steuervermeidung und -hinterziehung 
sind dabei vielfältig.
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b) Niedrigsteuerländer und Steuer- 
vergünstigungen 

Die Freiheit eines Landes zur Festsetzung von 
Steuern bietet die Möglichkeit, Anreize für In-
vestitionen und Geldströme aus dem Ausland zu 
schaffen. Bis zu einem gewissen Grad kann dies 
gelingen. Auf lange Sicht schadet es aber nicht 
nur anderen Ländern, sondern kann auch im ei-
genen Land zu Problemen führen. Ein gutes Bei-
spiel dafür ist Irland, das mit 12,5 Prozent Un-
ternehmenssteuersatz viele Konzerne anlockte. 
Die Wirtschaft boomte, die Staatsverschuldung 
sank – bis zum Crash von 2008/09. Heute hat Ir-
land eine der höchsten Staatsverschuldungen in 
der EU. Inzwischen waren andere EU-Staaten ge-
zwungen, mit den niedrigen Steuersätzen in Län-
dern wie Irland zu konkurrieren. 

Anstelle von generell niedrigen Unternehmens-
steuern bieten Staaten oft Steuervergünsti-
gungen für bestimmte Investitionen, Sektoren, 
Rechtsformen oder Gebiete (Sonderwirtschafts-
zonen). Die Grenze, ab der solche Vergünstigun-
gen als Steueroasenpraktiken angesehen werden, 
ist schwer zu ziehen. Dennoch lässt sich sagen, 
dass die größten Probleme da beginnen, wo nicht 
mehr tatsächliche Investitionen angezogen wer-
den, sondern nur noch Finanzströme. 

Letzteres ist besonders oft der Fall, wenn ein Land 
Vergünstigungen für bestimmte Rechtsformen bie-
tet. Zwar wird dort manchmal Personal beschäftigt, 
die Aktivitäten vor Ort stehen aber in keinem Ver-
hältnis mehr zu Finanz- und Investitionsströmen. 
So kann in Belgien oder der Schweiz eine Beteili-
gungsgesellschaft (holding) gegründet werden, die 
ganz oder fast steuerfrei Gewinne für den Konzern 
ansammelt. Ähnliches geschieht bei sogenannten 
Zwischengesellschaften (conduits), wie sie die Nie-
derlande, Luxemburg oder Mauritius ermöglichen. 
Unter anderem über niederländische Gesellschaf-
ten minderte der VW-Konzern Presseberichten zu-
folge seine Steuerquote in den letzten zehn Jahren 
von 37 auf 15 Prozent.11  Wie gigantisch die Attrak-
tivität dieses Angebots sein kann, zeigen auch fol-
genden Zahlen: 30-40 Prozent aller Direktinves-
titionen in dem Riesenstaat Indien kommen von 
der Miniinsel Mauritius. 2010 waren die Britischen 
Jungferninseln der zweitgrößte Investor in China 
(14 Prozent) nach Hongkong (45 Prozent).12 Doch 
diese Gelder kommen natürlich nicht wirklich von 
dort, sondern sind zuvor von Indien bzw. China 
durch die Steueroasen geschleust worden (das so-
genannte round tripping). Auch deutsche Konzer-
ne nutzen diese Steueroptimierungsmodelle an-
scheinend ausgiebig. Dafür spricht zumindest, dass 
alleine die DAX-Konzerne geschätzte 2.500 Toch-
terfirmen in Steueroasen unterhalten.13

c) Verrechnungspreise und ihr Missbrauch

Ein Großteil des globalen Handels findet heu-
te nicht mehr zwischen sondern innerhalb von 
transnationalen Konzernen statt. Dies eröffnet 
Konzernen viele Möglichkeiten, ihre Steuerlast zu 
minimieren. Der Grundmechanismus ist einfach: 
der Konzern verschiebt Kosten zu seinen Tochter-
firmen in Hochsteuerländern, was dort den be-
steuerten Gewinn schmälert, und Gewinne zu 
Tochterfirmen in Niedrigsteuerländern und Steu-
eroasen. Stünde es dem Konzern völlig frei, zu 
welchen Preisen er seine internen Handelsströme 
verrechnet, könnte er leicht jede Steuerzahlung 
vermeiden. 

Dieses Prinzip funktioniert besonders gut im 
Handel mit immateriellen Gütern und Dienst-
leistungen wie Patenten14 und Lizenzen oder 
mit Honoraren und Managementgebühren. So 
hält beispielsweise eine Tochterfirma im Niedrig-
steuerland die Rechte an einer Marke und ver-
langt dann von der Tochterfirma im Hochsteuer-
land Gebühren für deren Nutzung. Ein ähnlicher 
Effekt lässt sich auch mit Krediten und Zinszah-
lungen erreichen, was von IKEA musterhaft vor-
geführt wird.15 Die Bedeutung solcher Praktiken 
wurde vergangenes Jahr in einer Überblicksstu-
die belegt: „Wir [...] finden einen substantiellen 
Zusammenhang zwischen Profitzahlen und inter-
nationalen Steuersatzunterschieden. [...] Unsere 
Ergebnisse legen nahe, dass Verrechnungspreise 
und Lizenznahme der vorherrschende Profitkanal 
ist.“ 16

Auch hier ist es schwierig das Ausmaß zu bezif-
fern. Nach einer Studie des Washingtoner Insti-
tuts Global Financial Integrity war Verrechnungs-
preismissbrauch in den Jahren 2001-2010 für 80 
Prozent der jährlich 859 Milliarden US-Dollar an 
illegitimen Finanzströmen aus sog. Entwicklungs-
ländern verantwortlich.17 Einzelbeispiele zeigen, 
wie viel auf dem Spiel steht: In Indien wurde 
dem Mobiltelefon-Giganten Nokia kürzlich von 
der Steuerbehörde vorgeworfen, über falsche 
Preise 38 Millionen US-Dollar an Steuern hinter-
zogen zu haben. Auch andere Firmen wie Royal 
Dutch Shell, Vodafone und Mondelez erhielten 
Bescheide von der Behörde.18 Nach Recherchen 
der britischen Organisation ActionAid nutzt auch 
der Brauerei-Riese SABMiller diese Techniken: 
In Afrika zahlt der Konzern kaum Steuern, ob-
wohl er in vielen Ländern produziert und rasant 
wächst. Alle produzierenden Tochterfirmen zah-
len Management- und Lizenzgebühren an Toch-
terfirmen in den Niederlanden und der Schweiz; 
der Einkauf wird über Mauritius abgewickelt. Ar-
gentinien wirft seit 2011 einigen der größten Ag-
rarkonzernen der Welt (darunter Bunge, Cargill,  
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Louis Dreyfus, ADM und Glencore) vor, über falsche 
Verrechnungspreise Millionen an Steuern hinterzo-
gen zu haben. Bunge und Louis Dreyfus wurden 2012 
aus einem Register von Exportfirmen gelöscht, die 
bestimmte Steuervergünstigungen erhalten, doch 
steht die endgültige Klärung der Steuerrückforde-
rung in Höhe von fast einer Milliarde US-Dollar noch 
aus.19

d) Qualifikationskonflikte, Hybridgesellschaften 
und Finanzinstrumente

Eine relativ neue Form der Steuervermeidung ent-
steht durch die uneinheitliche Bewertung von Ge-
sellschaften in verschiedenen Staaten.20 So kann eine 
Tochterfirma eine Gesellschaft gründen, die sowohl 
im Land der Tochterfirma als auch im Land des Mut-
terkonzerns steuerlich veranschlagt wird. Wegen die-
ser doppelten Berücksichtigung spricht man auch von 
einer Hybridgesellschaft. Wenn diese Gesellschaft ei-
nen Kredit aufnimmt, können sowohl Mutter als auch 
Tochter die Zinsen vom Gewinn abziehen und so dop-
pelt Steuern sparen. Einen ähnlichen Effekt können 
Rechtsordnungen wie die in Irland haben, die dop-
pelte Unternehmenssitze zulassen. Diese Möglichkeit 
spielt eine wichtige Rolle für das Steuersparmodell 
von US-Konzernen wie Google, Amazon oder Apple. 

Zu solchen Bewertungs- bzw. Qualifikationskonflik-
ten kann es auch bei Finanzinstrumenten kommen. 
So gibt es Aktienformen, die im einen Land als Ak-
tie bzw. Eigenkapital gelten, im anderen (z.B. wegen 
mangelnder Mitsprachrechte als Aktionär) aber als 
Kredit bzw. Fremdkapital. Ein Konzern kann durch 
die richtige Gestaltung erreichen, dass dies im einen 
Land zu steuerfreien Dividenden führt und zugleich 
im anderen Kreditzinsen vom Gewinn abziehbar sind. 

Eine ähnliche Möglichkeit bietet sich über den Ein-
satz von Derivaten.21 Das sind Finanzinstrumente, 
mit denen sich Unternehmen eigentlich gegen Preis-
schwankungen absichern oder sich hohe Preise für 
ihre Produkte in die Zukunft hinein sichern. Der welt-
größte Rohstoffhändler Glencore hat gezeigt, wie 
sich damit Steuern sparen lassen: indem sich der 
Konzern bei seiner Kupfermine Mopani in Sambia 
über Derivate schlechte, also niedrige Preise sicher-
te, konnte die Schweizer Mutter das Kupfer weit un-
ter Marktpreisen einkaufen. In Sambia fallen so kei-
ne Gewinne an – in der Schweiz werden sie nicht 
besteuert.22 Glencore soll durch diesen und andere 
Tricks von 2003 bis 2008 jährlich geschätzte 76 Mil-
lionen Pfund an Steuern gespart haben.23 Glencore 
soll jüngst auch in Großbritannien kräftig getrickst ha-
ben: der Konzern tätigte Derivategeschäfte, bei de-
nen er sich bei sich selbst versicherte. Das auf den 
ersten Blick unsinnige Geschäft war aus steuerlicher 
Sicht sehr lukrativ: 122,8 Millionen US-Dollar an Ge-
winnen konnten in die Schweiz verschoben werden.24

3) Internationale Regeln und Lösungen

Es gibt bereits eine Reihe von Ansatzpunkten, 
dem Problem der aggressiven Steuervermeidung 
und -hinterziehung durch Konzerne zu begegnen. 
Diese finden sich in einzelnen Ländern – wie auch 
in Deutschland – aber vermehrt auf internationa-
ler Ebene. So hat sich die OECD dem Problem im 
Auftrag der G20 angenommen. Im April 2013 leg-
te sie einen Bericht unter dem Titel „Addressing 
Base Erosion and Profit Shifting“ vor, im Juli dann 
einen entsprechenden „Aktionsplan“. Allerdings 
bleiben viele der vorgeschlagenen „Aktionen“ im 
Vagen und die angestrebten und teils noch zu er-
arbeitenden Lösungen dürften den Problemen 
nicht gerecht werden. So erwägt die OECD nicht 
einmal ernsthaft, das Prinzip des Fremdvergleichs 
zu Gunsten einer Gesamtkonzernsteuer fallen zu 
lassen (siehe unten). Lediglich im Bereich der Un-
ternehmenstransparenz sind in letzter Zeit Fort-
schritte zu melden – im Rahmen der EU, aber 
auch darüber hinaus.

a) Fremdvergleichsprinzip, Betriebsstätten und 
Hinzurechnung

Wie dargestellt, liegt vielen Unternehmensstra-
tegien zur Steuervermeidung zugrunde, dass 
Geschäfte innerhalb eines verbundenen global 
agierenden Konzerns getätigt werden. Als wich-
tigste Maßnahme gegen Missbrauch gilt der 
Grundsatz, dass konzerninterne Geschäfte so ab-
laufen müssen wie die zwischen unabhängigen 
Unternehmen. Im Deutschen wird das „Fremd-
vergleichsprinzip“ genannt, im Englischen „Arm-
längenprinzip“ (arm’s length principle). Das Prin-
zip bildet die Grundlage der Empfehlungen der 
OECD25 und der Vereinten Nationen.26 Auch das 
in Deutschland maßgebliche Außensteuergesetz 
ist davon geprägt.27 Allen Vorschriften ist gemein-
sam, dass sie eine ganze Reihe von Berechnungs-
methoden für den realistischen Preis- bzw. Kos-
tenvergleich vorsehen.

Obwohl diese Lösung auf den ersten Blick ein-
leuchtet, sind die Schwächen programmiert. Wo 
man den Vergleichspreis nicht einfach oder gar 
nicht ermitteln kann, steigt das Missbrauchspo-
tential. Schwierigkeiten bei der Ermittlung 
marktüblicher Referenzpreise ergeben sich schon 
bei physischen Handelsgütern, besonders be-
deutsam werden sie aber bei immateriellen Gü-
tern. Patentierte Erfindungen und lizenzierte 
Marken sind Güter, deren Hauptmerkmal ihre 
Einzigartigkeit ist. Insofern kann es kein sinnvolles 
Vergleichsgut geben. Natürlich versuchen die Vor-
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schriften der OECD und der UN auch dafür Me-
thoden zu entwickeln. Doch scheinen diese nicht 
ausreichend zu greifen, auch im Fall von Ländern 
des Südens.28

Problematisch ist, dass die Regeln zum Fremd-
vergleich erst greifen, sobald ein Teil des Kon-
zerns als eigenständiger Unternehmensteil gilt, 
man spricht im deutschen Recht von einer Be-
triebsstätte. Erst wenn eine solche existiert, wird 
ein Geschäft steuerlich erfasst. Aber nicht jedes 
Büro oder Lager ist eine Betriebsstätte. Ein Kon-
zern kann an einem Ort Tausende von Menschen 
beschäftigen ohne eine Betriebsstätte zu begrün-
den. Das gilt zum Beispiel für Auslieferungslager 
wie die von Amazon und andere auf Internethan-
del und digitalen Gütern basierende Geschäfts-
modelle.

Das Gegenstück dazu ist die Briefkastenfirma. 
Diese kann kaum oder keine Angestellte ha-
ben und dennoch steuerlich anerkannt sein. In 
der EU sind insbesondere durch das „Cadbury 
Schweppes“-Urteil des Europäischen Gerichtsho-
fes von 2006 Briefkastenfirmen bis zu einem sehr 
weiten Grad zulässig, außer sie sind „rein künst-
lich“.29 Praktisch heißt das, dass etwa in einem 
Niedrigsteuerland wie den Niederlanden schon 
die bloße Registrierung einer Tochtergesellschaft 
bei der Handelskammer ausreicht, um den Ver-
dacht einer solchen Scheinniederlassung einzig 
zum Zweck der steuermindernden Gewinnver-
lagerung zu umgehen. Auch die Vielzahl von Be-
teiligungs- und Zwischengesellschaften sind Teil 
dieser Steuervermeidungsstrategien. Die Schweiz 
wird so zum Land mit dem weltweit größten An-
teil am Rohstoffhandel, obwohl sie kaum eigene 
Rohstoffe besitzt und auch nicht zu den größten 
Konsumenten gehört. 

Es gibt Maßnahmen gegen solche künstlichen Fir-
menkonstrukte, im deutschen Recht etwa durch 
die Hinzurechnung von Gewinnen zur deutschen 
Konzernmutter, wenn sich eine Tochterfirma als 
völlig künstlich herausstellt. In angelsächsisch ge-
prägten Staaten gibt es ähnliche Regeln (unter 
dem Schlagwort controlled foreign company), die 
verhindern sollen, dass die Steuervermeidung das 
Hauptziel der Firmengründung ist. Diese Regeln 
sind – auch als Teil des OECD-Aktionsplans – sehr 
zu begrüßen und sollten ausgeweitet werden. 
Natürlich muss auch der Europäische Gerichtshof 
seine Rechtsprechung entsprechend anpassen.

b) Beschränkung von Abzügen, Vermeidungs-
verbote und Schwarze Listen

Einigen der beschriebenen Steuervermeidungs-
modelle kann durch die Beschränkung der Ab-
zugsfähigkeit bestimmter Kosten begegnet wer-
den. In Deutschland geschieht dies zum Beispiel 
bei Zinszahlungen durch die sogenannte Zins-
schranke. Diese verbietet den vollen Abzug von 
Zinsen innerhalb des Konzerns und damit die 
übermäßige Verschiebung von Gewinnen über 
diesen Kanal.

Einen ähnlichen Effekt haben Regeln, die eine 
Steuerfreistellung nur dann gewähren, wenn der 
andere beteiligte Staat tatsächlich in ausreichen-
dem Maß besteuert. Die OECD regt dies auch im 
Aktionsplan an. Die EU-Kommission überlegt mo-
mentan, die Richtlinien für konzerninterne Divi-
denden30 bzw. Gebühren- und Zinszahlungen31 
entsprechend zu ergänzen. Im deutschen Recht 
gibt es außerdem in wenigen Fällen die Einstu-
fung als Niedrigsteuerland (§8 Abs. 3 Außensteu-
ergesetz, i.d.R. bei weniger als 25 Prozent Steu-
ersatz), so dass Kapitaleinkünfte einer Tochter in 
diesem Land doch in Deutschland besteuert wer-
den.

Auch die Beschränkung der Verrechnung von Ver-
lusten mit Gewinnen erschwert die Steuerver-
meidung. In vielen Ländern sind solche Verlust-
vorträge aus vergangenen Jahren gestattet und 
sorgen für eine Minderung der aktuellen Steuer-
last. Deutschland ist mit einem unbeschränkten 
Verlustvortrag und der außergewöhnlichen Mög-
lichkeit des Verlustrücktrags (d.h. Rückforderung 
von bereits gezahlten Steuern bei späteren Ver-
lusten) im internationalen Vergleich besonders 
unternehmensfreundlich.32

Einige Staaten haben allgemeine Regeln gegen 
Steuervermeidungsmodelle (Missbrauchsverbo-
te), in Deutschland zum Beispiel in §42 der Abga-
benordnung. In der Praxis kommen diese Regeln 
aber wegen ihrer Unbestimmtheit und der Gefahr 
für die Finanzbehörden, vor Gericht zu verlieren, 
offensichtlich kaum zur Anwendung. Auch gegen 
Qualifizierungskonflikte bei Hybridgesellschaften 
und Finanzinstrumenten können spezielle Ver-
bote sinnvoll sein, was in Deutschland teils ge-
schieht. 

Eine wirksame Variante einer allgemeinen Ver-
meidungsklausel ist eine Schwarze Liste von Staa-
ten, die als Steueroasen eingestuft werden, wie 
es sie z.B. in Frankreich oder Brasilien gibt. Un-
ternehmen, die mit diesen Staaten Geschäftsbe-
ziehungen haben, werden dann in der Regel stark 
belastet. In Frankreich kann Banken sogar der 
Entzug der Lizenz drohen. Die brasilianische Liste 
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ist insofern bemerkenswert, als sie neben den üb-
lichen Steueroasenpraktiken auch eine niedrige 
Unternehmenssteuer (unter 20 Prozent) zum Kri-
terium macht. In Deutschland gibt es keine solche 
Liste, wenn man von den erwähnten Regeln zur 
Mindestbesteuerung absieht. Das entsprechende 
Gesetz sieht nämlich einen so schwachen Stan-
dard vor,33 dass heute offiziell keine Steueroase 
im Sinne des Gesetzes existiert.

c) Doppelbesteuerungsabkommen 

Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) sind Ab-
kommen zwischen zwei Staaten zur Regelung der 
gegenseitigen Steuerbeziehungen. Sie wurden 
in der Vergangenheit vor allem mit dem Ziel ge-
schlossen, die doppelte Besteuerung von Konzer-
nen zu vermeiden, um so grenzüberschreitende 
Investitionen zu erleichtern. Dafür gibt es schon 
länger ein Musterabkommen der OECD.34 Später 
kam noch eines der Vereinten Nationen hinzu, 
das speziell für die Beziehungen zwischen Indus-
trieländern und Ländern des Südens konzipiert 
ist.35

Die Steuerregeln der DBA bauen praktisch immer 
auf der Idee getrennter Unternehmensteile bzw. 
Betriebsstätten auf. Dann wird entweder einem 
Staat das alleinige Besteuerungsrecht für eine 
Betriebsstätte gegeben (Freistellungsmethode) 
oder ein Staat rechnet die im anderen Staat be-
zahlte Steuer bei der Berechnung seiner Steuer 
an (Anrechnungsmethode). In Deutschlands DBA 
wird als Regelfall die Freistellungsmethode ange-
wandt. Allerdings führt diese Methode dazu, dass 
die Steuerlast für Konzerne in der Regel niedriger 
ausfällt. Deshalb wäre die Anrechnungsmethode 
vorzuziehen.

Das Finanzministerium hat im April 2013 eine 
neue „Verhandlungsgrundlage“ für deutsche DBA 
vorgestellt.36 Die Grundlage sieht begrüßenswer-
terweise eine ganze Reihe von Maßnahmen vor, 
die der Vermeidung von doppelter Nicht-Besteu-
erung und von Steuerverkürzung bzw. Steuerhin-
terziehung dienen. Solche Regeln kamen zwar 
schon zuvor in einzelnen Abkommen zur Anwen-
dung, doch durch die Sammlung in der Verhand-
lungsgrundlage bekommt dieses Ziel neues Ge-
wicht. So sieht die neue Grundlage Regeln gegen 
Briefkastenfirmen (Aktivitätsklausel), gegen ef-
fektive Nichtbesteuerung (Besteuerungsklausel), 
gegen Qualifikationskonflikte (Qualifikationskon-
fliktklausel), gegen länderübergreifende Verlust-
verrechnung (Anti-Organschaftsklausel), und an 
mehreren Stellen allgemein gegen mögliche Steu-
erverkürzungen vor.

Diesen positiven Aspekten steht unter anderem 
das Beharren auf einer engen Definition der Be-
triebsstätte gegenüber. Bei der Vorstellung der 
Grundlage erklärte das Finanzministerium unver-
blümt, man werde diese Auffassung offen in Ver-
handlungen mit Ländern des Südens verteidigen, 
die als Importländer eher ein Interesse an einer 
weiten Definition haben, um die Besteuerung von 
Betriebsstätten zu erleichtern. 

Hervorzuheben ist zudem, dass DBA auch neue 
Möglichkeiten der Steuervermeidung eröffnen. 
So gibt es Staaten wie die Niederlande, die eine 
große Zahl besonders unternehmensfreundlicher 
DBA abgeschlossen haben. Ein Konzern kann sich 
über eine dortige Tochterfirma in dieses Netz ein-
kaufen (deshalb spricht man im Englischen von 
treaty shopping). Zwar gibt es auch wieder Re-
geln, dies zu unterbinden. Sie scheinen allerdings 
nicht ausreichend zu sein, da in vielen bekannten 
Konstruktionen das DBA-Netz der Niederlande 
eine zentrale Rolle spielt und sich auch die OECD 
im Aktionsplan besorgt zum Missbrauch von DBA 
äußert.

Die OECD hat in einem Aktionsplan vom Juli 2013 
vorgeschlagen, das Netz aus bilateralen Abkom-
men durch ein multilaterales Abkommen zu er-
setzen und außerdem Schiedsverfahren zu stär-
ken. Der multilaterale Ansatz ist prinzipiell zu 
begrüßen. Allerdings müssen hier die Interessen 
von Ländern des Südens ausreichend berücksich-
tigt werden. Der alte OECD-Standard, der eher die 
Interessen der Industrieländer widerspiegelt, darf 
nicht zur Grundlage eines multilateralen Abkom-
mens werden. Schiedsverfahren sind außerdem 
heikel, weil sie abseits der Öffentlichkeit stattfin-
den und dazu führen könnten, dass Unternehmen 
bei jeder Steuerrechtsänderung Schadensersatz 
fordern. Im Mai dieses Jahres setzte der Konzern 
Nokia bzw. die finnische Regierung ein solches 
Verfahren auf Basis eines finnisch-indischen Ab-
kommens in Gang.37

d) Quellensteuern 

Quellensteuern sind Steuern, die den Gewinn 
oder auch die unternehmerische Aktivität an der 
Quelle besteuern. Quellensteuern können sinn-
voll sein gegen die Verschiebung über Lizenzen, 
Patente, Managementgebühren oder Kredite. Sie 
sind auch für arme Länder eine gute Möglichkeit, 
von den Aktivitäten der Konzerne angemessen zu 
profitieren. Deshalb ist das UN-Doppelbesteue-
rungsabkommen stärker auf die Möglichkeit von 
Quellensteuern ausgerichtet und unterscheidet 
sich hier von dem auf Industrieländer zugeschnit-
tenen OECD-Musterabkommen.
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Insofern ist es nicht verwunderlich, dass Quellen-
steuern im Aktionsplan der OECD nur vage auf-
tauchen. Auch die deutsche Regierung hält in der 
erwähnten Verhandlungsgrundlage für DBA dar-
an fest, dass auf Zinsen und Lizenzgebühren mög-
lichst keine Steuern erhoben werden sollen. Das 
Finanzministerium betonte, gerade Länder des 
Südens seien hier an einer Besteuerungsmöglich-
keit interessiert, weshalb sich Null-Besteuerung 
nicht erreichen ließe. Man wolle die Steuern aber 
möglichst niedrig halten. Die Bundesregierung 
handelt entwicklungspolitisch kontraproduk-
tiv und schadet damit direkt den Interessen der 
Menschen in Ländern des Südens. 

Im Übrigen kann es auch Quellensteuern geben, 
die Kapitaleinkommen eher begünstigen wie 
bspw. bei der deutschen Abgeltungssteuer. Mit 
ihren 25 Prozent liegt sie weit unter dem Einkom-
menssteuersatz von bis zu 45 Prozent. Außerdem 
bleiben die Kapitaleigner anonym. Aus Gerechtig-
keitsüberlegungen heraus sind solche Quellen-
steuern nicht zu befürworten.

e) Transparenz bezogen auf Länder und Nutzen

Einige Schwierigkeiten bei Maßnahmen ge-
gen Steuervermeidung hängen mit mangelnder 
Transparenz zusammen. Deshalb gilt es hier ge-
setzliche Regeln einzuführen. Für Unternehmen 
lautet das Stichwort „länderbezogene Berichter-
stattung“ (country-by-country reporting). Unter-
nehmen sollen dafür nach Ländern aufgegliedert 
alle wesentlichen Kennzahlen zu ihren Geschäf-
ten (Angestellte, Umsätze, Anlagevermögen und 
anderes) und zu ihren Steuerzahlungen darstel-
len. So ließe sich für die Behörden und für die 
Öffentlichkeit nachvollziehen, ob wirtschaftliche 
Aktivität und Steuern in einem vernünftigen Ver-
hältnis stehen.38 Die USA haben 2010 solche Be-
richtspflicht ansatzweise für Rohstoffkonzerne 
beschlossen, die EU umfassender im März 2013 
für Banken39 und im April 2013, wiederum nur 
teilweise für Rohstoff- und Holzunternehmen.40

Ein anderer Aspekt von Transparenz betrifft die 
wirtschaftliche Berechtigung (beneficial owner-
ship) an Unternehmen, Stiftungen, Trusts etc., 
also das Eigentum daran oder den Nutzen da-
von. Momentan müssen Unternehmen, Banken 
und andere diese Informationen im Rahmen von 
Gesetzen zur Geldwäschebekämpfung teilweise 
aufwendig beschaffen. Aber es gibt keine Pflich-
ten, diese Informationen vorzuhalten, geschwei-
ge denn, sie den Behörden automatisch zu lie-
fern und in einem öffentlichen Register eintragen 
zu lassen. Ein solches Register könnte die kom-
plexen Verflechtungen zwischen Unternehmen  
besser offenlegen und so auch deren Besteuerung 

erleichtern. Eine Stärkung der Informationspflich-
ten vereinbarten die G8 auch beim letzten Gipfel 
im Juni.41 Allerdings sollten dadurch nicht die mo-
mentan bestehenden Aufklärungspflichten von 
Banken und anderen im Rahmen internationaler 
Geldwäschebekämpfungsstandards geschwächt 
werden. So gibt es in Deutschland zwar ein Regis-
ter für Unternehmen, nicht aber für bestimmte 
Rechtsformen wie Treuhandschaften, Stiftungen 
und Trusts. Damit ist auch Deutschland nicht aus-
reichend transparent, was Informationen über 
die wirtschaftlich Berechtigten angeht.

f) Gesamtkonzernsteuer (Unitary Taxation) 

Obwohl die bislang genannten Lösungsansätze 
zum Teil schon jetzt praktiziert werden, beste-
hen die Probleme weiterhin. Es liegt also nahe, 
über grundsätzliche Alternativen nachzudenken. 
Eine solche ist die sog. Unitary Taxation (im Deut-
schen etwa Gesamtkonzernsteuer).42 Dieses Ver-
fahren würde mit dem bislang vorherrschenden 
Prinzip brechen, die Konzerne in kleine Einhei-
ten (Betriebsstätten) aufzuspalten und dann das 
Fremdvergleichsprinzip für alle Transaktionen an-
zuwenden. Stattdessen wird der Konzern als Ge-
samteinheit begriffen. Für diese Einheit muss ein 
Bericht erstellt werden, der neben dem Gesamt-
gewinn die Aktivität des Konzerns nach Ländern 
aufgeteilt darstellen muss, ähnlich der länderbe-
zogenen Berichterstattung. 

Auf Basis dieser Zahlen kann in einem zweiten 
Schritt mithilfe einer Formel der Gesamtgewinn 
auf die Unternehmenssitze aufgeteilt werden. 
Dies geschieht entsprechend der Aktivität, also 
z.B. gewichtet nach Angestellten, Anlagevermö-
gen und Umsätzen zu jeweils einem Drittel. Im 
Idealfall würde diese Formel zwischen allen betei-
ligten Staaten abgestimmt werden. Doch ist auch 
vorstellbar, dass Staaten auf Basis des Berichts 
ihre eigene Formel anwenden. Dies würde zwar 
zu uneinheitlichen Ergebnissen führen; das ist 
aber im aktuellen System auch der Fall und könn-
te gegebenenfalls durch Doppelbesteuerungsab-
kommen behoben werden.

Gewisse praktische Beispiele für eine Gesamt-
konzernsteuer gibt es bereits: In den USA be-
steuern einige Bundesstaaten die dort ansässi-
gen Konzerne nach ähnlichen Prinzipien. In der 
EU gibt seit 2011 einen Richtlinienvorschlag der 
Kommission unter dem Titel „Gemeinsame Kon-
solidierte Körperschaftssteuerbemessungsgrund-
lage“ (GKKB).43 Dieser Vorschlag wurde 2012 vom 
Europäischen Parlament unterstützt, liegt mo-
mentan aber auf Eis, weil es Widerstand bei ei-
nigen Mitgliedsstaaten gibt. Da der ursprüngliche  
Vorschlag zudem die freiwillige Offenlegung 
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durch die Unternehmen vorsah, würde dieser 
wohl nicht zu einer gerechteren Besteuerung, 
sondern zur Verringerung der Steuerbasis führen. 
Auch erfasst der Vorschlag nur die Aktivitäten ei-
nes Konzerns innerhalb der EU. 

Die OECD lehnt in ihrem Aktionsplan die Ge-
samtkonzernsteuer bzw. die Idee dahinter ab. Sie 
schreibt, „formelbasierte Systeme werden manch-
mal vorgeschlagen“, doch „statt zu versuchen, 
das bestehende Verrechnungspreissystem zu er-
setzen, ist es der beste Weg, die Schwächen des 
aktuellen Systems direkt anzugehen“. Immerhin 
gesteht sie zu: „nichtsdestoweniger könnten Spe-
zialmaßnahmen, entweder innerhalb des Armlän-
genprinzips oder darüber hinaus […] nötig sein.“ 44

Gesamtkonzernsteuern würden sicherlich nicht 
alle Problem lösen und könnten auch neue schaf-
fen, wie eine neuartige länderübergreifende Ver-
lustverrechnung.45 Dennoch könnte diese Steuer 
eine Möglichkeit sein, die offensichtlichen Män-
gel des aktuellen Systems grundsätzlich und dau-
erhaft zu überwinden und für mehr Steuerge-
rechtigkeit auf internationaler Ebene sorgen.46

4) Zusammenfassung und 
Empfehlungen 

Die faire und effektive Besteuerung transnationaler 
Konzerne wird ein Problem in jeder globalisierten 
Wirtschaft bleiben. Es wird auch immer Steueroa-
sen oder entsprechende Praktiken geben. Zugleich 
wird es kurzfristig keine globale Steuerpolitik geben. 
Auch die aktuellen Vorschläge auf internationaler, 
europäischer und deutscher Ebene werden erst 
langsam – wenn überhaupt – umgesetzt werden.

Die Steuervermeidung von Konzernen hängt zu-
sammen mit der Nutzung von Niedrigsteuerländern 
und Briefkastenfirmen, mit konzerninternen Ver-
rechnungspreisen insbesondere für immaterielle 
Güter, der Nutzung von Finanzinstrumenten, dem 
Aufkommen der Internetfirmen, der heutigen Form 
von Doppelbesteuerungsabkommen und mit feh-
lender Transparenz der Zahlungsflüsse. Allen diesen 
Aspekten muss begegnet werden, will man Steuer-
gerechtigkeit herstellen.

Trotz der Schwierigkeiten auf dem Weg dorthin soll-
ten Staaten nicht in ihren Anstrengungen ermüden. 
Die von der OECD im Juli 2013 in ihrem Aktionsplan 
vorgeschlagenen Maßnahmen gehen dabei in die 
richtige Richtung, bedürfen aber der raschen Um-
setzung. Außerdem bräuchte es wichtige Ergänzun-
gen. Die folgenden Ziele sind dabei vorrangig:

• Effektive Steuerverwaltungen in allen Staaten, 
was auch bei der Entwicklungszusammenar-
beit hohe Priorität haben sollte;

• Verbesserung des Verrechnungspreissystems 
durch profitbezogene Berechnungsmethoden, 
einen weiten Begriff von Betriebsstätten und 
die Nichtanerkennung von Briefkastenfirmen;

• Missbrauchsverbote, Beschränkung der Ab-
zugsfähigkeit von bestimmten Zahlungen wie 
Zinsen oder Lizenzgebühren und Quellensteu-
ern, insbesondere in Ländern des Südens;

• Multilaterale, entwicklungsorientierte Dop-
pelbesteuerungsabkommen auf Basis des An-
rechnungsprinzips und keine Schiedsverfah-
ren, die zu Schadensersatzforderungen bei 
Steuerrechtsänderungen führen können;

• Länderbezogene Berichterstattung für alle Un-
ternehmen und öffentliche zentrale Register 
zur wirtschaftlichen Berechtigung an Firmen, 
Stiftungen, Trusts und anderen Rechtsformen, 
ohne damit bestehende Aufklärungspflichten 
einzuschränken;

• Prüfung und Einführung einer Gesamtkon-
zernsteuer (unitary taxation);

• Einbindung der Länder des Südens in alle die-
se Prozesse.

Die G20-Staaten sollten in diesem Sinne auf ih-
rem Gipfeltreffen am 5. und 6. September 2013 
handeln. Trotzdem bleibt es unerlässlich, dass 
auch die Vereinten Nationen in diesem Bereich 
gestärkt und ernst genommen werden. Nur so 
können die Interessen der Länder des Südens 
umfassend berücksichtigt werden. Die globale 
Ebene ist deshalb so wichtig, weil zwar einige der 
Probleme national angegangen werden können – 
ohne Koordination lassen sie sich aber nicht um-
fassend lösen.

Stand: August 2013
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